
FPÖ zwingt Koalition 
zu Offenbarungseid
Wie ernst ist es Rot und Schwarz mit der Umsetzung kopierter FPÖ-Ideen? 

Islamische Kindergärten: 
Ein typisches SPÖ-Problem
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PARLAMENT

Zur peinlichen Lehrstunde des 
Versagens geriet der Auftritt von 
ÖVP-Innenminister Wolfgang So-
botka im Bundesrat zum Perso-
nalnotstand bei der Exekutive. Wis-
send, dass bis 2020 mehr als 8.000 
Beamte in Pension gehen, wurde 
nichts unternommen.                    S. 6

Peinliche Lehrstunde
Zuerst beklagen die EU-Regie-

rungschefs die Sanktionspolitik 
von US-Präsident Donald Trump 
gegen Russland, um dann am 
EU-Gipfel ihre Sanktionen gegen 
Russland um ein weiteres halbes 
Jahr zu verlängern. Und das auch 
zum eigenen Schaden.          S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Mit Trump gegen Putin
2019 wird die rot-grüne Stadtre-

gierung den Schuldenstand in ihrer 
Regierungszeit auf 7,2 Milliarden 
Euro vervierfacht haben – trotz des 
Einnahmenrekords aus dem Ge-
bührenwucher. Für die FPÖ ist das 
schlicht die „Schreckensbilanz des 
rot-grünen Versagens“.            S. 11

WIEN

Nichts als Schulden
Das von der Berliner großen Ko-

alition vorgelegte Gesetz gegen 
„Hasspostings“ in den sozialen 
Netzwerken ist nach Ansicht von 
Experten verfassungswidrig. Die 
deutsche Internetwirtschaft will 
das Gesetz vor das Verfassungs-
gericht bringen.                       S. 14

MEDIEN

Verfassungswidrig

S. 2/3

Der außer Kontrolle geratene Integrations-Irrweg der Wiener Genossen  – S. 4/5
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FPÖ will Kostentreiber im
sozialen Wohnbau stoppen 
Ein Hauptgrund für den stetigen Anstieg von Baukosten und 
Baupreisen sind die immer schärfer werdenden Normen 
und Auflagen. Oberösterreichs FPÖ-Landeshauptmann-
stellvertreter Manfred Haimbuchner will jetzt diesem Nor-
men-Dschungel auf den Leib rücken.                       S. 13Nr. 26 . Donnerstag, 29. Juni 2017
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IMPRESSUM

Der deutsche SPD-Kanzler-
kandidat Martin Schulz geißelte 
vor wenigen Tagen die angeb-
liche Diskussionsverweigerung 
von Kanzlerin Angela Merkel zu 
Sachthemen als „Anschlag auf 
die Demokratie“ an.

Sein österreichischer Genosse 
Christian Kern will dagegen be-
stimmte Themen aus der Wahl-
kampfdiskussion ausklammern, 
wie die Probleme mit den islami-
schen Kindergärten, die vor allem 
in Wien grassieren.

Schuld ist das eklatante Ver-
sagen der Wiener Genossen, die 
derartige Einrichtungen islamis-
tischer Vereine mit Millionen 
förderten, die dort sogar offen für 
den Dschihad warben. 

Die Kontrollen beschränkten 
sich in erster Linie auf bauliche 
Vorschriften. Was die Kinder dort 
lernen, blieb oft schon allein we-
gen der sprachlichen Hürden un-
ergründbar.

Denn die islamischen Vereine 
stellten in erster Linie in ihren 
Augen „brave Musliminnen“ ein, 
unterrichtet wurde zumeist in tür-
kischer oder arabischer Sprache. 
Das und jede Menge anderer un-
entdeckter Missstände fand der 
Studienautor Ednan Aslan heraus.

Den Skandal kehrte die SPÖ 
brav unter den Teppich, lediglich 
die missbräuchliche Verwendung 
von Fördergeldern wurde ange-
zeigt. Auch wohl darum, um sich 
die Sympathien der Vereine zu 
sichern, die dann ihre Schäflein 
zu SPÖ-freundlichem Wahlver-
halten anleiteten. 

Wiens SPÖ-Bürgermeister 
Häupl weiß eben, wie man mit 
Menschen aus obrigkeitshörigen 
Ländern umspringen muss.

Und darüber will Kern halt 
nicht diskutieren.

Wie schon in der letzten Sitzung 
des Nationalrates, bei der die FPÖ 
mit 59 Fristsetzungsanträgen die 
Arbeitsunwilligkeit der Koalition 
bloßlegte, wollen die Freiheitli-
chen diese Woche bei zwei Themen 
SPÖ und ÖVP zur „Nagelprobe“ 
vorladen.

„Wir werden Kern und Kurz im 
Nationalratsplenum in die Pflicht 
nehmen. Da beide ja nun plötzlich 
den Pflegegress abschaffen wollen, 
gehe ich von einer Zustimmung der 
Regierungsfraktionen zu unserem 
Antrag aus, besonders, da beide ja 
angekündigt haben, einander nicht 
überstimmen zu wollen“, erklärte 
FPÖ-Sozialsprecher Herbert Kickl 
zum Vorhaben der Freiheitlichen.

Gedämpfter Optimismus
Es wäre eine parlamentarische 

Sternstunde, wenn SPÖ und ÖVP 
mit freiheitlicher Hilfe zumindest 
eine der vielen finanziellen Belas-
tungen zurücknehmen, die sie den 
Bürgern zugemutet haben, bemerk-
te der FPÖ-Generalsekretär. Aber 
zugleich zügelte er den Optimis-
mus, da SPÖ und ÖVP im Sozial-
ausschuss den Antrag noch abge-
lehnt haben.

Auch in Sachen mehr Sicherheit 
zur E-Card werde die FPÖ die Na-
gelprobe machen, insbesondere für 

die ÖVP. Erst vergangene Woche 
hätten SPÖ und ÖVP einen An-
trag der Freiheitlichen auf ein ver-
pflichtendes Foto auf den E-Cards 
noch abgeblockt. „Im Plenum wer-
den wir diesen Antrag nochmals 
einbringen und damit Sebastian 
Kurz die Chance geben, seine nun-
mehrige gleichlautende Forderung 
zur Bekämpfung des Missbrauchs 
der E-Card mit Leben zu erfüllen. 
Nachdem er ja nunmehr diese frei-
heitliche Forderung ebenfalls ko-
piert hat, gehen wir von einer Zu-
stimmung der ÖVP aus“, erklärte 
Kickl.

Rot-schwarze Polit-Krida
Mit diesen beiden Anträgen wol-

le die FPÖ den beiden Regierungs-
parteien noch vor der Sommerpau-
se die Chance bieten, zu zeigen, 
dass es neben dem typischen „Her-
umtaktieren“ auch noch politischen 
Gestaltungswillen in der dahinsie-
chenden Koalition gebe.

„Sollten SPÖ und ÖVP den An-
trägen zur Abschaffung des Pflege-
regresses und der Einführung eines 
Fotos auf der E-Card wider Erwar-
ten die Zustimmung verweigern, 
dann agieren sie wie ein Schuldner, 
der zwar seinen Gläubigern alles 
verspricht, aber von Haus aus weiß, 
dass er niemals vorhat, irgendetwas 

FPÖ nimmt Koalition noch einmal in die Pflicht
In der letzen Sitzungswoche des Nationalrates will die FPÖ der Ko-

alition noch einmal die Chance geben, zwei von der FPÖ kopier-
te Versprechen umzusetzen. Mit den Anträgen zur Abschaffung des 
Pflegeregresses und einem Foto auf der E-Card können SPÖ und 
ÖVP beweisen, wie ernst sie es mit ihren Ankündigungen meinen.

Nächster Glaubwürdigkeitstest für SPÖ und ÖVP zu Abschaffung des Pflegeregresses und einem Foto auf der E-Card 

Was kann diese Koalition noch zustande bringen? Diesen Test will die FPÖ mit den Anträgen zur Abschaffung 
des Pflegeregresses und einem Foto als Sicherheitsmerkmal für die E-Card im Nationalrat testen.

Fo
to

: N
FZ

zu bezahlen. Eine Verweigerung 
wäre daher nichts anderes als fahr-
lässige Polit-Krida der rot-schwar-
zen Chaosregierung gegenüber den 
Österreichern“, warnte Kickl die 
Noch-Koalitionspartner.

Protest gegen Bildungsreform
Was passiert, wenn die Koali-

tion ein Gesetz beschließen will, 
ohne auf die FPÖ zu hören, be-
kam sie am Montag voriger Woche 
zu dem geplanten Beschluss ihres 
„Bildungspakets“ mit den grünen 
Steigbügelhaltern zur Zweidrittel-
mehrheit zu spüren.

AUS DER
REDAKTION
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Rote Machterhalter

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Zwei FPÖ-Anfragen an das Justizministeri-
um haben ergeben, dass im Jahr 2016 bei einer 
Gesamtzahl von 4.810 ausländischen Häftlin-
gen nur 196 Strafgefangene aus EU-Ländern 
und sechs Insassen aus Nicht-EU-Mitglieds-
staaten zum Strafvollzug in ihre Heimatlän-
der abgeschoben wurden. „Bei Straftätern 
aus Drittstaaten ist diese Bilanz vernichtend, 
da diese schon 42 Prozent aller ausländischen 
Straftäter in den überfüllten österreichischen 
Justizanstalten ausmachen“, kritisierte der 
FPÖ-Abgeordnete Hermann Brückl.

„Die Sicherheitslage für Frauen ist an ei-
nem neuen Tiefpunkt angelangt“, kommen-
tierte die freiheitliche Frauensprecherin Car-
men Schimanek (Bild) die jüngsten sexuellen 
Übergriffe auf Frauen in Österreich. Schim-
anek werde jedenfalls weiterhin für mehr 
Sicherheit kämpfen und verweist dabei auf 
ihre jüngste Anfrage an den Innenminister, 
bei der sie endlich Klarheit über die Anzahl 
der Sexualverbrechen in Österreich schaffen 
will. „Die Politik ist gefordert, jetzt zu han-
deln“, forderte Schimanek. 

Innenpolitik
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HC und Philippa Strache sind seit Dienstag 
die Paten der Giraffen „Fleur“ und Sofie“ im Tiergarten Schönbrunn.
BILD DER WOCHE

Mehr Sicherheit für Frauen

KURZ UND BÜNDIG
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FPÖ-Bundesparteiobmann HC 
Strache, der schon beim Aufbre-
chen des Skandals um die islami-
schen Kindergärten in Wien vor 
drei Jahren ein Verbot dieser inte-
grationsfeindlichen Einrichtungen 
in der Bundeshauptstadt forderte.

SPÖ-Kanzler Christian Kern, der 
jede Diskussion zu diesem Skan-
dal der Wiener Genossen vermei-
den will, um sich die mächtigste 
rote Landesorganisation nicht zum 
Feind zu machen – und deren Ver-
sagen nicht eingestehen zu müssen.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Überfüllte Gefängnisse

Politische Heimat der Grünen
Die Jungen Grünen verabschieden sich nun 

endültig von ihre Mutterpartei und kandidie-
ren gemeinsam mit der Kommunistischen 
Partei Österreichs (KPÖ) auf einer linken 
Plattform bei den kommenden Nationalrats-
wahlen. Für die FPÖ-Jugendsprecherin Petra 
Steger (Bild) seien die Jungen Grünen nun 
in ihrer wahren politischen Heimat angekom-
men. Zudem sei es ein Beweis, „dass die Jun-
gen Grünen immer schon am extremen lin-
ken Rand des politischen Spektrums waren, 
und es zeigt, was man bekommt, wenn man 
bei der anstehenden Nationalratswahl Grün 
wählt – nämlich Kommunisten“, so Steger. Fo
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FPÖ nimmt Koalition noch einmal in die Pflicht
Nächster Glaubwürdigkeitstest für SPÖ und ÖVP zu Abschaffung des Pflegeregresses und einem Foto auf der E-Card 

Was kann diese Koalition noch zustande bringen? Diesen Test will die FPÖ mit den Anträgen zur Abschaffung 
des Pflegeregresses und einem Foto als Sicherheitsmerkmal für die E-Card im Nationalrat testen.

Eine bisher nicht dagewesene 
breite Front aus Eltern-, Schüler-, 
Lehrer- und Direktorenvertretern 
forderte die Abgeordneten auf, 
eine geheime Abstimmung über 
die Materie zu verlangen und ap-
pellierten an die Mandatare, „ohne 
jeden Klubzwang“ darüber zu ent-
scheiden. Mit dem Bildungspaket 
werde kein einziges Problem ge-
löst, kritisierte der Vorsitzende des 
Bundeselternverbands an den mitt-
leren und höheren Schulen, Gernot 
Schreyer. Vielmehr würden, wie 
etwa mit der Aufhebung der Klas-
senschülerhöchstzahl, neue Prob-

leme hinzukommen, da schon jetzt 
40.000 Schüler der AHS-Unterstu-
fe in Klassen mit mehr als 25 Schü-
lern sitzen.

„Die Kritik trifft den Nagel 
auf den Kopf!“, kommentierte 
FPÖ-Bildungssprecher Wende-
lin Mölzer die Erklärung der „Re-
form“-Gegner. Die beiden Koaliti-
onsparteien sollten einsehen, dass 
es nicht sinnvoll sei, ein „vorge-
fertigtes Konstrukt ohne Rücksicht 
auf die Probleme an der Basis“, 
also den Klassenzimmern, zu ver-
abschieden. Aber dieses Vorgehen 
sei systematisch für SPÖ und ÖVP.

Nr. 25 g Donnerstag, 29. Juni 2017
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„Es gibt keine islamischen Kin-
dergärten, weil sich alle an den Wie-
ner Bildungsplan halten müssen 
– sprich es darf dort keinen Reli-
gionsunterricht geben“, behauptete 
die damalige Wiener SPÖ-Integra-
tionstadträtin Sandra Frauenberger 
trotzig Ende November 2011, als 
erste Berichte über Missstände in 
Wiener Kindergärten von islami-
schen Vereinen auftauchten.

Islamistische Netzwerke
„Dein Weg in den Dschihad“ lau-

tet der Titel einer Broschüre, die in 
einem Kindergarten in Wien-Favo-
riten gefunden wurde. Dieser gehör-
te zu einem 126 Vereine umfassen-
den Netzwerk eines Tschetschenen, 
der unter dem Verdacht der Verun-
treuung von einigen Millionen an 
Förderungsgeldern der Stadt Wien 
angezeigt wurde.

Einen Monat später brachte eine 
vom Religionspädagogen Ednan 
Aslan vorgestellte „Vorstudie“ die 
rot-grüne Integrationsidylle zum 
Einsturz. Diese  178 Seiten starke 

Studie über 150 Islam-Kindergär-
ten, an denen mehr als 10.000 Bu-
ben und Mädchen gelehrt werden, 
die westliche Lebensart abzuleh-
nen, rührte die verantwortlichen 
SPÖ-Politiker in der Bundeshaupt-
stadt in keiner Weise.

SPÖ blockt Kritik ab
„Das ist ein Medien-Tamtam. 

Von der ÖVP veranstaltet, damit 
wieder gegen eine bestimmte Be-
völkerungsgruppe gehetzt werden 
kann“, analysierte SPÖ-Bürger-
meister Michael Häupl haarscharf. 
„Ich bin überrascht und hoffe, dass 
hier Wissenschafter politisch nicht 
unter Druck gesetzt wurden“, se-
kundierte die damalige SPÖ-So-
zialstadträtin und für die Kinder-
gartenkontrollen zuständige Sonja 
Wehsely ihrem Parteichef. In einer 
ersten Reaktion hatte sie aber die 
Zahl der Kontrolleure von 11 auf 
13 aufgestockt.

Laut Aslan waren die weni-
gen Kontrollen unzureichend und 
„hauptsächlich auf Formalien“ re-

Die vorgetäuschte Integrationspolitik der SPÖ
Im Vorjahr hat die rot-grüne Wiener Stadtregierung nach der Vorla-

ge einer erschreckenden Studie eine „flächendeckende Nachunter-
suchung“ bei den Kindergärten islamischer Vereine angekündigt. Die 
steht bis heute aus. Stattdessen übt sich die SPÖ – wie gewohnt – im 
Herunterspielen der Problematik.

Islamische Kindergärten wurden in Wien zuerst geleugnet, dann schlecht kontrolliert und jetzt noch immer gefördert
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Wiens FPÖ-Vizebürgermeister Johann Gudenus wirft im NFZ-In-
terview der rot-grünen Wiener Stadtregierung vor, die Proble-

me mit den islamischen Kindergärten unter den Teppich kehren zu 
wollen: „Diesen Realitätsverlust nennen sie Integrationspolitik!“
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„SPÖ schließt die Augen 
vor Islamismusproblem!“

„Die ,Augen-zu-Politik‘ 
hat die Parallelgesell-
schaften ermöglicht.“

„Integration“, wie sie von der Wiener SPÖ gefördert und von vielen islamischen Vereinen dann in ihren Kinderbetreuungseinrichtungen samt Kopftuch „praktiziert“ wird.

Herr Vizebürgermeister Gude-
nus, SPÖ-Kanzler Christian Kern 
will die Probleme mit den islami-
schen Kindergärten aus dem Wahl-
kampf heraushalten. Können Sie 
dem etwas abgewinnen?

 Gudenus: Damit zeigt der Bun-
deskanzler, dass er und die Genos-
sen im Wiener Rathaus aus den 
Skandalen der letzten Jahre nichts 
gelernt haben. Diese „Augen zu 
und durch“-Politik der SPÖ hat ge-
rade der Stadt Wien diese immen-
sen Probleme 
bei der Integra-
tion und der Is-
lamisierung im 
Zuwanderermi-
lieu beschert. 
Diese Multi-
kulti-Phantasien haben das Entste-
hen von Parallelgesellschaften und 
die Ghetto-Bildung in der Bundes-
hauptstadt erst ermöglicht.

 Der neue Wiener Integrations- 
stadtrat Jürgen Czernohorszky hat 
das aber letzte Woche als „erfun-
denes Problem“ bezeichnet?

 Gudenus: Das ist die erschre-
ckende Dimension der Realitäts-
verweigerung in der Wiener SPÖ. 
Czernohorszky erinnert damit an 
seine Vorgängerin, die behauptet 
hat, dass es in Wien keine islami-
schen Kindergärten gäbe, weil die 
rot-grüne Stadtregierung diese gar 
nicht erhoben hat. Aber gleichzei-
tig wurden in diesen „nicht-existen-
ten“ Einrichtungen zig Millionen 
Euro aus den großzügigst vergebe-
nen Förderungen veruntreut. Und 
es hat den Anschein, dass sich im 
Rathaus niemand dafür interes-
siert, was mit dem Geld passiert, 
was in den Kindergärten gelehrt 
wird, wer dort unter-
richtet oder ob in 
Deutsch unterrichtet 
wird. Diese poten-
tiellen Brutstätten 
des islamischen 
Fundamentalis-
mus mit Steu-
ergeld zu för-
dern und den 
Besuch dort 
sogar für das 

verpflichtende Kindergartenjahr 
anzuerkennen, könnte kontrapro-
duktiver nicht sein.

 Aber die Studie des Religionspä-
dagogen Ednan Aslan hat vor zwei 
Jahren viel Staub aufgewirbelt. Ist 
seither nichts geschehen?

 Gudenus: Rot-Grün hat sich he-
rausgeredet, dass man erst die End-
fassung der Studie abwarten müs-
se. In dieser stand dann letztes Jahr, 
dass bereits die Kleinsten massiv 
indoktriniert werden, den islami-

schen Glauben 
über jede öster-
reichische Le-
bensweise zu 
stellen. Aslan 
ortete damals 
ein massives 

Kontrollversagen der zuständigen 
SPÖ-Stadträtinnen Sandra Frau-
enberger und Sonja Wehsely. Die 
Reaktion: Es wurde eine „Nachun-
tersuchung“ angekündigt, auf de-
ren Ergebnisse wir noch immer 
warten. Ich habe Stadtrat Czerno-
horszky auch schon aufgefordert, 
diese endlich zu präsentieren und 
zu handeln. Für uns Freiheitliche 
steht aber fest: Jeder Kindergar-
ten und jede Schule, in denen das 
Scharia-Recht und die islamische 
Lebensweise anstatt die österrei-
chische gelehrt wird, muss sofort 
geschlossen werden. Es ist Zeit, 
hier ein Zeichen zu setzen, denn 
Integration ist eine Bringschuld der 

Zuwanderer und kei-
ne Holschuld, finan-
ziert mit Aber-Mil-
lionenen Euro der 
österreichischen 
Steuerzahler!
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Die vorgetäuschte Integrationspolitik der SPÖ
Islamische Kindergärten wurden in Wien zuerst geleugnet, dann schlecht kontrolliert und jetzt noch immer gefördert

duziert, also, ob die Lichtschalter 
funktionieren oder die Fenster ge-
schlossen sind.

Nachuntersuchung steht aus
„Nicht oder nur marginal wer-

den die theologischen Grundlagen 
der Träger überprüft“, klagte der 
Bericht an. So seien bei einem Be-
treiber von mehreren Kindergärten 
„deutliche Anhaltspunkte“ für eine 
radikale salafistische Ausrichtung 
gefunden worden. Kein Wunder, 
führen auch Organisationen wie 

die Muslimbruderschaft oder Mil-
li Görus über nahestehende Vereine 
in Wien Kindergärten.

„Das ist ein Markt geworden, ein 
ökonomisch ziemlich attraktiverer 
als die Eröffnung eines Dönerla-
dens“, kommentierte ein Integra-
tionsexperte die Freizügigkeit der 
Stadt Wien bei der Genehmigung 
und millionenschweren Förderung 
derartiger Einrichtungen.

Immerhin haben Frauenberger 
und Wehsely bereits im Vorjahr 
eine „flächendeckende Nachun-

Es ist immer das gleiche Spiel, 
das sich jetzt auch bei der Proble-
matik der islamischen Kindergär-
ten zeigt. Wir Freiheitliche haben 
in Wien vor Jahren auf dieses Pro-
blem hingewiesen und wurden von 
Rot-Grün heftigst kritisiert. Na-
türlich auch von der Wiener ÖVP, 
denn damals gehörte laut ihrem 
Integrationsstaatssekretär Sebasti-
an Kurz der Islam ja noch zu Ös-
terreich.

Ein paar Skandale und verun-
treute Millionenförderungen spä-
ter ist beim Herrn Kurz plötzlich 
alles anders, jetzt will er islami-
sche Kindergärten schließen. Und 
zwar aus den gleichen Gründen, 
für die er uns Freiheitliche damals 
noch als „fremdenfeindlich und 
islamophob“ diffamiert hat: Diese 
Einrichtungen be- oder verhindern 
die Integration und dienen Islamis-
ten als Rekrutierungspotential.

Erinnern Sie sich vielleicht auch 
noch an die damals vom schwar-
zen Integrationsgroßmeister als 
Gegenmaßnahme angekündigten 
Deutsch-Lernklassen? Nur, bis 
heute ist diese Maßnahme, eben-
falls eine langjährige freiheitliche 
Forderung, nicht umgesetzt wor-
den. Stattdessen will Kurz nun ein 
zweites verpflichtendes Kindergar-
tenjahr – aber für alle Kinder!

Sebastian Kurz ist lediglich ein 
Meister der „großen  Ankündigun-
gen“, wie auch der „Plan-A-Illusi-
onist“ aus der SPÖ, Kanzler Chris-
tian Kern. Beiden fehlt der Wille 
und der Mut, diese auch in Taten 
umzusetzen.

Das beweist einmal mehr, dass 
allein die FPÖ jene Kraft ist, die 
tatsächliche Veränderungen her-
beiführen kann. Von Kern und 
Kurz kann man das ja wirklich 
nicht behaupten – wie sie ein-
drucksvoll bewiesen haben.

Leere Versprechen

tersuchung“ in Wien versprochen. 
Präsentiert wurde diese aber noch 
immer nicht, auch nicht von Frau-
ernbergers Nachfolger Jürgen 
Czernohorszky.

Der setzt eher Frauenbergers Li-
nie fort. So unterstützte er die For-
derung von SPÖ-Kanzler Christian 
Kern, das Thema islamische Kin-
dergräten aus dem Wahlkampf her-
auszuhalten, denn schließlich gebe 
es ja auch Kindergärten, die von 
der katholischen Kirche betrieben 
würden.

POLITIK
ANALYSIERT
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HC Strache
FPÖ-Bundesparteiobmann

„Integration“, wie sie von der Wiener SPÖ gefördert und von vielen islamischen Vereinen dann in ihren Kinderbetreuungseinrichtungen samt Kopftuch „praktiziert“ wird.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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SOZIALPOLITIK DATENSCHUTZ

Ein von der FPÖ Anfang 2014 eingebrachter An-
trag wurde mit den Stimmen der Koalitionspartei-
en im Verfassungsausschuss beschlossen. Künftig 
wird ehemaligen Zeitsoldaten, die die so genannte 
„Hacklerregelung“ in Anspruch nehmen wollen, 
ihre Tätigkeit beim Bundesheer zur Gänze ange-
rechnet. Bisher konnten maximal 30 Monate des 
Präsenzdienstes als beitragsgedeckte Dienstzeit gel-
tend gemacht werden.

Hacklerregelung für Zeitsoldaten
Die Neufassung des Daten-

schutzgesetzes ist vorerst abgesagt, 
weil das von der Regierung vorge-
legte Gesetzespaket keine Zwei- 
drittelmehrheit im Nationalrat er-
reicht hätte. Die FPÖ kritisierte, 
dass der Antrag noch vor Ablauf 
der Begutachtungsphase hätte be-
schlossen werden sollen.

Koalition ausgebremst

Nun ist es also endlich soweit: 
Die Grünen haben ihren Lautes-
ten, Peter Pilz, abmontiert. Blöd 
nur, dass es sich bei Pilz (neben 
Kogler und Moser) auch um den 
eifrigsten und erfolgreichsten 
Grün-Abgeordneten handelt. 

Derweil redet sich die neue 
Spitzenkandidatin der Grünen, 
Ulrike Lunacek, das Chaos in den 
sozialen Medien schön: „Star-
ke innerparteiliche Demokratie 
macht‘s möglich: viele neue Ge-
sichter werden im nächsten grü-
nen NR-Klub sein.“

Nun, allzu viele werden‘s ver-
mutlich nicht sein, denn es wäre 
ein Wunder, würden die Grünen 
die Zehn-Prozent-Marke kna-
cken, ein Ergebnis um die acht 
Prozent scheint plausibler.

Allerdings bleibt abzuwarten, 
ob Pilz nicht doch auf einer an-
deren Liste kandidiert. Ein „roter 
Pilz“ etwa wäre für SPÖ-Klub-
chef Andreas Schieder nämlich 
ein „verlockender Gedanke“. Im 
September 2009 wechselte be-
reits der Grünen-Mandatar Stefan 
Schennach zur Wiener SPÖ in den 
Bundesrat, nachdem er bei der 
Listenerstellung gescheitert war.  

Vielleicht wird es Pilz auch da-
rum gehen, die Eurofighter-Cau-
sa restlos aufzudecken, zumal 
der laufende Untersuchungsaus-
schuss durch die Neuwahlen ein 
vorzeitiges Ende gefunden hat?

Auch die von den Grünen ge-
meinsam mit ÖVP und FPÖ an-
gestrebte Änderung der Wiener 
Wahlrechts scheiterte am Wech-
sel des grünen Gemeinderates Se-
nol Akkilic zu Rot. Für die Grü-
nen damals die „tiefste Stunde 
des Landtags“.

Ob für sie schon bald die tiefste 
des Nationalrates schlagen wird?

Grüner Schwund
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Lehrstunde zu jahrelangen 
Versäumnissen bei Polizei
Beschämender Auftritt des Innenministers vor dem Bundesrat

Obwohl seit Oktober 2007 auf-
grund einer damals erstellten Ex-
pertise des Bundeskanzleram-
tes bekannt ist, dass aufgrund der 
Überalterung des Personalstandes 
bei der Polizei zwischen 2014 und 
2020 rund 8.500 Polizeibedienste-
te – das ist ein Drittel des gesam-
ten Personalstandes(!) – den Ru-
hestand antreten werden, wurden 
bisher kaum Maßnahmen ergriffen, 
dem drohenden Personalmangel 
entgegenzusteuern.

Zu wenige Ausbildungsplätze
„So wurden daher auch von der 

Polizei im vergangenen Jahr mehr 

als 6,5 Millionen Überstunden ge-
leistet, was den akuten Personalnot-
stand deutlich unterstreicht“, stellte 
der FPÖ-Bereichssprecher für den 
Öffentlichen Dienst, Bundesrat 
Werner Herbert, zu den beschwich-
tigenden Worten des ÖVP-Innen-

Die „Aktuelle Stunde“ mit 
ÖVP-Innenminister Wolfgang 

Sobotka im Bundesrat war eine 
Lehrstunde zu den Versäumnissen 
in der Sicherheitspolitik und bei 
der Exekutive im Besonderen.

Fo
to

: N
FZ

Rot-schwarze Versäumnisse beim Personalstand der Exekutive.

ministers klar. Er gab zu bedenken, 
dass es im gesamten Bundesgebiet 
nur rund 1.000 Ausbildungsplätze 
für die zwei Jahre dauernde Grund-
ausbildung eines Polizeibedienste-
ten gebe: „Hier wurde die Sicher-
heit des Landes verspielt!“
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Weder in der Asylpolitik, noch in seinem angestammten Res-
sort, der Verteidigungspolitik, konnte der SPÖ-Minister in der 

TV-„Pressestunde“ die Freiheitlichen überzeugen: Doskozil sei ledig-
lich das „rote Spiegelbild zu ÖVP-Außenminister Sebastian Kurz“.

Keinen Umschwung im 
rot-schwarzen Stillstands-Kurs 
konnten die beiden FPÖ-Bereichs-
sprecher Walter Rosenkranz (Si-
cherheit) und Reinhard Bösch (Lan-
desverteidigung) aus den Worten 
des SPÖ-Ministers heraushören. 
„Doskozil spielt in der Kern-SPÖ 
den Widerpart zu ÖVP-Außenmi-
nister Sebastian Kurz: Beide ko-
pieren freiheitliche Forderungen, 
ohne sie konsequent umzusetzen“, 
kritisierte Rosenkranz. Was SPÖ 
und ÖVP einige, sei der fortge-
setzte Versuch, die Bevölkerung zu 
täuschen.

Schlechte Kopie der FPÖ
Dies geschehe auch mit der 

FPÖ-Forderung nach Schließung 
der Mittelmeerroute. Aber Dos-

kozils „Verfahrenszentren“ in 
Nordafrika würden die Migration 
keinesfalls stoppen, argumentierte 
der FPÖ-Sicherheitssprecher: „Im 
Ergebnis würden nur aus illegalen 
Migranten legale Migranten, die 
nach Europa gebracht werden, um 
hier verteilt zu werden.“

Doskozils Vorschlag bedeute 
auch die Übernahme eines einheit-
lichen EU-Asylrechts. „So lange 
weiterhin zigtausende Migranten 
aktiv nach Europa hereingeholt 
werden, muss Österreich das Recht 
haben, seine Grenzen zu schützen 
und die Dublin-Regelungen konse-
quent anzuwenden“, stellte Rosen-
kranz klar.

FPÖ-Wehrsprecher Reinhard 
Bösch kritisierte, dass der SPÖ-Mi-
nister keine Garantie für die konti-

nuierliche Weiterentwicklung des 
Bundesheeres in Bezug auf Per-
sonal und Ausrüstung abgegeben 
habe. Bösch pochte erneut darauf, 
das Heeresbudget auf mindestens 
ein Prozent des BIP zu erhöhen: 
„Nur so kann das Bundesheer ein 

FPÖ gegen EU-Bevormundung zu Asylrecht 
Harsche Kritik an den Vorschlägen von SPÖ-Verteidigungsminister Hans Peter Doskozil

Die FPÖ ist klar gegen Doskozils Pläne eines EU-Asylrechts

attraktiver Arbeitgeber werden und 
gleichzeitig den Verfassungsauf-
trag der Landesverteidigung er-
füllen.“ – Aber dazu gebe es vom 
SPÖ-Minister als auch vom Koali-
tionspartner ÖVP bisher nicht ein-
mal vage Ankündigungen.
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Wieder „Postenschacher“ 
auf tiefstem Niveau

Mit den Stimmen von SPÖ und 
ÖVP hat der Sportausschuss letzte 
Woche den Startschuss für die Re-
formpläne von Sportminister Hans 
Peter Doskozil gegeben. Um die 
möglichen Doppelförderungen im 
Sport abzustellen, sollen die För-
dertöpfe zukünftig in eine Hand 
kommen. Gebündelt wird die För-
dervergabe in einer neu zu schaf-
fenden Bundes-Sport GmbH, die 
als „One-Stop-Shop“ die heimi-
schen Sportverbände in allen För-
derangelegenheiten betreuen und 
unterstützen soll. Für die Koordina-
tion der Bundessporteinrichtungen 
soll zusätzlich eine Bundesspor-
teinrichtungen GmbH als Toch-
tergesellschaft der Bundes-Sport 
GmbH installiert werden.

Die FPÖ befürchtet in Zusam-
menhang mit den zwei neu zu 
schaffenden Institutionen einen 
„rot-schwarzen Postenschacher“ 
vor den Nationalratswahlen im 
Herbst. Für die freiheitliche Sport- 
und Jugendsprecherin Petra Steger 
ist das Resultat in Form des BSFG 
2017 daher mehr als enttäuschend.

„Es handelt sich hierbei um ein 
wenig durchdachtes und ineffizi-
entes Gesetz, das den bestehenden 
Proporz einzementiert und ihm nur 
ein neues Mascherl aufsetzt“, kriti-
sierte Steger. Sie weist auch darauf 
hin, dass der FPÖ-Antrag, wonach 
mit der Stellenbesetzung der neuen 
Bundes-Sport GmbH noch bis nach 
der Wahl gewartet werden sollte, 
von den Koalitionsparteien verhin-
dert wurde.

„Damit stellen die Koalitions-
partner sicher, dass sie noch vor der 
Wahl ihre eigenen Leute mit Posten 
versorgen. Das ist Postenschache-
rei auf tiefstem Niveau“, kritisierte 
die FPÖ-Sportsprecherin.

Eine hochrangige Delegation 
aus Israel hat FPÖ-Klubobmann 
HC Strache letzte Woche einen 
offiziellen Besuch abgestattet. 
Der Likud-Abgeordnete Jehuda 
Glick betonte dabei, dass seine 
Partei damit ihre Wertschätzung 
für die FPÖ und ihre Haltung 
zum Staat Israel zum Ausdruck 
bringe. Der Besuch sei offiziell, 
da er von Parlament und Re-
gierung genehmigt worden sei, 
betonte Glick: „Ich glaube, das 

ist ein sehr wichtiger Schritt zur 
Normalisierung der Beziehun-
gen zwischen dem Likud, Israel 
und der FPÖ.“

Er sei froh, dass es zu dieser 
Normalisierung der Beziehun-
gen zwischen dem Likud und 
der FPÖ komme, betonte HC 
Strache: „Wir brauchen eine gute 
Partnerschaft, eine ehrliche Part-
nerschaft, eine respektvolle Part-
nerschaft für die Zukunft unserer 
beiden Länder.“
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Steger kritisiert Postenschacher.

Anerkennung für die FPÖ: Jehoda Glick mit HC Strache

Offizieller Besuch aus 
Israel bei HC Strache



8 Neue Freie ZeitungAußenpolitik

Eine „Schicksalsgemeinschaft“ in 
den Händen Macrons und Merkels?
Neuer deutsch-französischer EU-Motor schafft nur die Verlängerung der Russland-Sanktionen

Große Themen wie Brexit, Masseneinwanderung oder eine gemein-
same Verteidigungspolitik standen am EU-Gipfel in Brüssel zur 

Diskussion und wurden erfolgreich vertagt. Lediglich zur Verlänge-
rung der Russland-Sanktionen herrschte – trotz mancher gegenteili-
ger Ankündigungen – unter den Regierungschefs Einigkeit.

Rund 0,3 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts oder eine Milliarde 
Euro Schaden verliert die heimi-
sche Wirtschaft jährlich durch die 
Sanktionen der EU gegen Russ-
land. Deshalb hat sich SPÖ-Kanz-
ler Christian Kern bei seinem 
Treffen mit Russlands Präsiden-
ten Anfang Juni für „eine Reduk-
tion der Sanktionen Zug um Zug“ 
ausgesprochen. Beim EU-Gipfel 
vergangene Woche in Brüssel war 
aber schon wieder Schluss mit der 
vorlauten Ankündigung.

Mit Trump gegen Putin
Im Gefolge der deutschen Bun-

deskanzlerin Angela Merkel und ih-
res neuen Kompagnons aus Frank-
reich, Staatspräsident Emmanuel 
Macron, hat Kern am Donnerstag 
dann doch der Verlängerung der 
Wirtschaftssanktionen gegen Russ-
land wegen der Ukraine-Krise um 
sechs Monate bis Ende Januar 2018 
zugestimmt  – und damit den Kurs 
von US-Präsident Donald Trump 
unterstützt.

Denn eine Woche davor hatte 
auch der US-Senat die Sanktionen 

verlängert. Nur hatte dieses Vorge-
hen der Trump-Regierung in Eu-
ropa zunächst Kritik erzeugt. So 
beklagten Deutschlands Außenmi-
nister Sigmar Gabriel und Kern, 
dass EU-Firmen unter Druck ge-
setzt werden könnten, die sich am 
Bau der neuen Gaspipeline „Nord 
Stream II“ beteiligen. Auch Kanz-
lerin Merkel erklärte, sie finde es 

Folgenlose Ankündigungspolitik: SPÖ-Kanzler Christian Kern hatte vor dem 
Gipfel noch den Schaden der Russland-Sanktionen für Österreich beklagt.

Noch folgt Deutschlands Kanzlerin Angela Merkel ihrem neuen französischen Freund Emmanuel Macron. In manchen deutschen Medien werden die 
Aussagen Macrons zu Vertiefung der Union und dem Umbau der Eurozone bereits mit Misstrauen betreffend der Kosten für Deutschland betrachtet.
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Afrikas Bevölkerungsexport 
über die Mittelmeerroute

Seit vergangenen Sonntag wur-
den erneut mehr als 12.000 Perso-
nen vor der Küste Libyens „geret-
tet“ und nach Italien in Sicherheit 
gebracht. Die meisten der 2017 
eingetroffenen Migranten stammen 
aus Nigeria, Bangladesch, der El-
fenbeinküste und Gambia.

Die Berliner „European Stability 
Initiative“ (ESI) hat diese Entwick-
lung in der Masseneinwanderung 
aufgezeigt: Das Herkunftsland, aus 
dem derzeit die meisten Flüchtlin-
ge nach Europa kommen, ist Ni-
geria, der sechstgrößte Ölprodu-
zent innerhalb der OPEC-Staaten 
und nach Libyen das Land mit den 
größten Erdölreserven Afrikas.

Als Flüchtlinge wurden in Itali-
en im vergangenen Jahr allerdings 
gerade einmal 521 Nigerianer an-
erkannt, 4.198 erhielten einen tem-
porären Schutzstatus. Aber 13.823 
Asylanträge von Nigerianern wur-
den abgelehnt, wovon aber wie-
derum nur 120 in ihr Heimatland 
abgeschoben wurden. De facto 
bleiben so gut wie alle Migranten 

aus Nigeria in Italien und damit in 
Europa – der Ausgang ihres Asyl-
verfahrens ist dafür eigentlich irre-
levant.

Auch deshalb wächst, laut ESI, 
das Problem der Einwanderung 
aus Afrika dramatisch. 2016 wur-
den in Italien von den insgesamt 
181.436 „geretteten“ Flüchtlingen 
37.551 neue Asylbewerber aus Ni-
geria registriert. Ein neuer Rekord-
wert. Und die bisher vorliegenden 
Zahlen für 2017 zeigen eine weiter 
steigende Tendenz.

Es kommen immer mehr.

Die EU versorgt die islamisti-
sche Quasi-Diktatur in der Tür-
kei großzügig mit Geld. Wie sich 
jetzt zeigt, fließt ein beträcht-
licher Teil der drei Milliarden 
Euro, die für die Versorgung der 
syrischen Migranten gedacht 
waren, an das autoritäre Erdog-
an-Regime.

Von den bisher ausbezahlten 
811 Millionen ist mehr als Viertel 
an den türkischen Staat überwie-
sen worden, an das Gesundheits- 
und das Erziehungsministerium. 
Das war so niemals geplant, 
entspricht aber dem Kuschelkurs 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

EU versorgt Erdogan 
weiter mit Geld

Brüssels gegenüber dem türki-
schen Diktator.

Gleichzeitig wurde diese Wo-
che bekannt, dass die EU fünfmal 
mehr Migranten aus der Türkei 
übernimmt, wie im Flüchtlings-
abkommen mit Ankara verein-
bart. Gedacht war, dass für jeden 
aus Griechenland zurückgewie-
senen Migranten einer aus der 
Türkei in die EU übernommen 
wird. Jetzt ist das Verhältnis eins 
zu fünf.

Dazu kommt, dass auch aus 
der „Heranführungshilfe“ für 
einen EU-Beitritt der Türkei 
weiter Geld fließt – bis 2020 
rund 4,5 Milliarden. Aber weil 
die Verhandlungen perfiderweise 
nur auf Eis gelegt aber nach wie 
vor nicht formell beendet sind, 
gehen die Überweisungen aus 
Brüssel munter weiter.

Angesichts der großzügigen 
Versorgung des autoritären Re-
gimes von Erdogan mit EU-Geld 
zweifelt man einmal mehr an der 
Zurechnungsfähigkeit der Brüs-
seler Eurokratie.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Gut sechs Wochen nach der globalen Atta-
cke des Erpressungstrojaners „Wanna Cry“ 
hat ein erneuter Cyberangriff am Dienstag 
wieder Dutzende von Unternehmen lahm-
gelegt. Betroffen waren aber unter anderem 
auch der Lebensmittel-Riese Mondelez, der 
russische Ölkonzern Rosneft und die dänische 
Reederei Maersk. Laut ersten Erkenntnissen 
handelt es sich um eine Version der bekannten 
Erpressungs-Software „Petya“, der Computer 
verschlüsselt und Lösegeld verlangt. Laut den 
Berichten fordern die Erpresser für die Wiederherstellung der Systeme die 
Zahlung von jeweils 300 Dollar in der Cyberwährung Bitcoin.

Das Wahlbündnis von Forza Italia, der 
Lega Nord Matteo Salvini (Bild) und Fratelli 
D‘Italia konnte 16 der 22 Regional- und Pro-
vinzhauptstädte erobern, in denen am vergan-
genen Sonntag gewählt wurde. Zum ersten 
Mal in der Geschichte wird etwa ein rechter 
Bürgermeister die „rote Hochburg“ Genua 
regieren. Dazu verlor das Mitte-Links-La-
ger auch alle größeren Städte in der traditi-
onell von ihr dominierten Emilia-Romagna. 
Insgesamt haben der regierende Partito De-
mocratico von Parteichef und Ex-Premiermi-

nister Matteo Renzi und die mit ihm verbündete Linksparteien bei diesen 
Kommunalwahlen 37 Gemeinden mit über 15.000 Einwohnern verloren.

Italiens Linkskoalition verliert

Organisierte Cyberkriminalität
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Eine „Schicksalsgemeinschaft“ in 
den Händen Macrons und Merkels?
Neuer deutsch-französischer EU-Motor schafft nur die Verlängerung der Russland-Sanktionen

befremdlich, dass „bei der Sankti-
onierung russischen Verhaltens die 
europäische Wirtschaft ins Visier“ 
gerate. Eine Woche später wird 
aber der Schulterschluss mit dem 
vielgeschmähten Trump vollzogen. 

Macrons gefährliche Visionen
Ansonsten gebar auch dieser 

kreissende EU-Gipfel keine Mäu-
se, auch wenn die Medien vom 
„neuen Geist in der Union“ durch 
das deutsch-französische Füh-
rungsduo „Mercron“ phantasierten.

Jedoch hätten sie bei der Wort-
wahl des französischen Präsidenten 

Folgenlose Ankündigungspolitik: SPÖ-Kanzler Christian Kern hatte vor dem 
Gipfel noch den Schaden der Russland-Sanktionen für Österreich beklagt.

Noch folgt Deutschlands Kanzlerin Angela Merkel ihrem neuen französischen Freund Emmanuel Macron. In manchen deutschen Medien werden die 
Aussagen Macrons zu Vertiefung der Union und dem Umbau der Eurozone bereits mit Misstrauen betreffend der Kosten für Deutschland betrachtet.
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genauer hinhören sollen. Macron 
hatte den Visegard-Ländern vorge-
worfen, finanzielle Hilfen der EU 
gerne mitzunehmen, aber die ge-
meinsamen Werte der „Willkom-
menspolitik“ nicht teilen zu wollen. 
Der „Süddeutschen Zeitung“ sagte 
Macron dazu bereits vor dem Gip-
fel: „Europa ist kein Supermarkt, 
Europa ist eine Schicksalsgemein-
schaft!“. Laut Duden ist das eine 
„Gemeinschaft von Menschen, die 
das gleiche schwere Schicksal ver-
bindet“ – das die Briten wieder in 
die eigene Hand nehmen und es 
besser meistern wollen.

Tschechiens Präsident Milos Ze-
man reagierte stellvertretend für 
die von Macron kritisierten Län-
der mit einem Vergleich: Er sieht 
in der Zwangsaufteilung der von 
Deutschland verursachten Masse-
neinwanderung eine Problemlö-
sungsqualität wie zur Zeit des War-
schauer Paktes.

Nicht weniger beängstigend 
war Macrons Forderung nach ei-
ner Vertiefung der Euro-Zone, die 
er mit einem eigenen Budget und 
einer demokratisch kontrollierten 
Regierung ausstatten möchte: „Wir 
müssen eine Säule der Verantwor-
tung und eine Säule der Solidari-
tät bauen.“ – Mit anderen Worten: 
noch mehr Geld aus dem Norden in 
den Süden transferieren.
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Deutschland überprüft 
100.000 Asylbescheide

Als Folge des Falls Franco A. 
lässt der deutsche Innenminister 
Thomas de Maizière die sogenann-
te „Widerrufsprüfung“ in allen Fäl-
len von Männern im Alter von 18 
bis etwa 40 Jahren aus den zehn 
maßgeblichen Herkunftsländern 
Asylsuchender vorziehen. Diese 
Prüfungen sind nach dem Gesetz 
erst nach drei Jahren vorgesehen.

Der Bundeswehrsoldat Franco 
A., der Ende April wegen Terror-
verdachts festgenommen wurde, 
hatte sich, ohne arabisch sprechen 
zu können, beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge als sy-
rischer Asylbewerber ausgegeben 
und einen Flüchtlingsstatus zuge-
sprochen bekommen.

Jetzt sollen all jene Asylbeschei-
de überprüft werden, die infol-
ge der Masseneinwanderung im 
Spätsommer 2015 erteilt wurden, 
weil das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) in die-
ser Zeit stark belastet war. Nach 
Angaben von Amtsleiterin Jutta 
Cordt betreffen die Nachprüfungen 

80.000 bis 100.000 Fälle. Mit den 
Widerrufsprüfungen soll im Som-
mer begonnen werden, wenn das 
Amt voraussichtlich den immer 
noch bestehenden Stau der Anträge 
ab 2015 abgebaut hat.

Medien hatten bereits zuvor von 
solchen Problemen berichtet. So 
wurden etwa bei Antragstellern aus 
Afghanistan Mängel bei der Do-
kumentation bei mehr als 45 Pro-
zent der überprüften Entscheidun-
gen festgestellt, bei Syrern lag die 
Mängelquote bei fast 20 Prozent.

Vom Andrang 2015 überfordert.
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dem Menschen auf´s Gemüt. 
Da zerbrechen sich Menschen den 
Kopf darüber, ob es aus Zwang 
oder Unterdrückung passiert. Ganz 
einfach: Diese Menschen tragen 
das Kopftuch, weil sie sich nicht 
anpassen wollen! Das Kopftuch 
ist nur ein religiöses Symbol und 
soll uns vermitteln: Wir lassen un-
seren Willen nicht brechen, indem 
wir uns einfach nicht unterordnen 
werden!

Oliver Gerstbauer, Schwechat

Grüne Tradition
Den Herrn Pilz nicht zu no-

minieren, entspricht der grü-
nen Tradition, eben gute Leu-
te  abzusägen. Aber das wird  den 
Grünen viele Stimmen kosten. 
Mit Pilz verliert Österreich einen der 
wichtigsten politischen Aufdecker. 
Wahrscheinlich war den linken Grü-
nen auch nicht recht, dass sich Pilz 
mit HC Strache vertragen hat.

Ernst Pitlik, Wien

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Es passiert schon wieder ...

Es ist wieder Wahlkampf, und 
es geschieht schon wieder. Politi-
ker, die es „wagen“, ihre kritische 
Stimme zu erheben, werden ange-
prangert, beschimpft, lächerlich 
gemacht oder beleidigt. Menschen, 
die der Gegenwart stets die nötige 
Aufmerksamkeit schenken, könnten 
dieser Fehlentwicklung bei Wahlen 
den verdienten Garaus machen. 
Doch leider sind wachsame Bürger 
genauso eine Minderheit gewor-
den, wie verantwortungsbewusste 
Medien. 

Christian Stafflinger, Linz

Lügen haben „kurze“ Beine
Von mir aus kann der eigentliche 

Wahltermin im Oktober 2018 wahr-
genommen werden, denn ich würde 
gerne sehen, wie Herr Kurz bis da-
hin die Steuererleichterungen von 
12 bis 14 Milliarden Euro umsetzt, 
die Mittelmeerroute schließt und 
islamische Kindergärten in Öster-
reich zusperren lässt. Denn so wie 
dieser nun tagtäglich in den Me- Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

dien erscheint, darf angenommen 
werden, dass er jetzt mühevoll vier 
Jahre lang alles vorbereitet hat, 
um im fünften Jahr der Legislatur-
periode endlich Nägel mit Köpfen 
zu machen! Naja, scheinbar nicht, 
denn die letzten vier Jahre war 
Kurz damit beschäftigt, um uns 
Österreichern einzuimpfen, dass 
wir eine Willkommenskultur brau-
chen und der Islam zu Österreich 
gehört. Viel Glück mit ihrer Lügen-
wahlpropaganda!

Stefan Scharl, Klosterneuburg

Hohe Kosten für Asylwerber
Was viele vermutet haben, ist nun 

vom Rechnungshof bestätigt wor-
den. Die Betreuungskosten für Asyl-
werber explodieren. Diese hohen 
Kosten entstehen auch, weil Asyl-
werber in großen, organisierten 
Quartieren untergebracht werden, 
die von Hilfsorganisationen be-
triebenen werden. Also legen diese 
Organisationen selbst fest, wieviel 
Steuergeld sie „einsackeln“. Der-
art kuriose Abläufe kennt man nur 
von Staaten, aus denen Menschen 
zu uns flüchten, die obendrein von 
Hilfsorganisationen übers Mittel-
meer geschleppt werden.

Christian Deutinger, Kematen

Kopftuch-Debatte
Dieses leidige Thema um 

das Kopftuch und um den Bur-
kini drückt wirklich schon je-
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Donaustädter
Sommergespräche

Termin-Korrektur 
FPÖ Donaustadt

6
JULI

JULI

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 6. Juli 2017, 
zu ihrem „Sommergespräch“ mit 
FPÖ-Stadträtin Ursula Stenzel 
ins Gasthaus „Goldener Hirsch“ 
(Hirschstettner Straße 83, 1220 
Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Die Grätzel-Stammtische der 
FPÖ-Donaustadt entfallen im Juli 
zugunsten der „Sommergespräche“.

Stammtisch der 
FPÖ Simmering

Sommerfest der 
FPÖ Donaustadt

5

29

JULI

JUNI

Die FPÖ Simmering lädt am 
Mittwoch, dem 5. Juli 2017, zu ih-
rem Juli-Stammtisch ins Gasthaus 
„Auszeitstüberl“ ( Grillgasse 20, 
1110 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Sommerfest
 am Donnerstag

29. Juni 2017
ab 18 Uhr

GH „Goldener Hirsch“, Hirschstettner Straße 83

INFORMIERT

DONAUSTADT

FpoWienDonaustadt

und BV-Stv. Werner Hammer.

Impressum: Herausgeber, Medieninhaber: FPÖ Donaustadt, Konstanziagasse 31, 1220 Wien

  twitter.com/FPOeDonaustadt donaustadt.fpoe-wien.at

Für Witz und 

musikalische Stimmung 

sorgt Christian Klement

Mit Würstelbuffet und 

einem Faß Freibier!!!

Mit dabei

BezPO Dr. Martin Graf, StR Toni Mahdalik, 

LAbg. Karl Baron, LAbg. Angela Schütz, 

ÖMR-Präsident LAbg. Dr. Alfred Wansch

Sei dabei!

Grillfest der
FPÖ Esternberg8

JULI

Die oberösterreichische FPÖ 
Esternberg lädt am Samstag, dem 
8. Juli 2017, zu ihrem traditionel-
len „Sommer-Grillfest“ in der Eis-
schützenhalle am Sportplatz Es-
ternberg (4092 Esternberg) ein. 
Beginn: 18.00 Uhr.

Frauenstammtisch 
in der Donaustadt29

JUNI

Die IFF Donaustadt lädt am Don-
nerstag, dem 29. Juni 2017, zum 
„Sommerfest“ ins Gasthaus „Gös-
ser Bierinsel“ (Freudenau 555, 
1020 Wien). Beginn: 17.00 Uhr.
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WIEN
Vervierfachung der
Schulden ist „moderat“?
Trotz Gebührenwucher und Versteckspielen explodiert Wiens Defizit

Der Schuldenstand der Stadt 
Wien ist im Vorjahr auf sechs Mil-
liarden Euro gestiegen – bei einem 
Budget von 13,38 Milliarden Euro. 
Diese Zahl legte die SPÖ-Finanz-
stadträtin am Montag bei der Prä-
sentation des Rechnungsabschlus-
ses für das Jahr 2016 im Wiener 
Gemeinderat vor.

Rot-grüner Schuldenberg
Damit sind die Schulden der 

Stadt im Vorjahr um 579 Millio-
nen Euro gestiegen. Dabei sind die 
Schulden der ausgelagerten Betrie-
be – laut Rechnungshof sind es 224 
Unternehmen – noch nicht mitge-
rechnet. Bis 2019 wird der Schul-
denberg auf 7,4 Milliarden anwach-
sen, eine Vervierfachung also in nur 
zehn Jahren Rot-Grün.

Chaos in allen Bereichen
„Der präsentierte Rechnungs-

abschluss für das Jahr 2016 lässt 
einen regelrecht erschaudern“, 
stellte FPÖ-Vizebürgermeister Jo-
hann Gudenus zu den „desaströsen 
Zahlen“ fest. Und das, obwohl die 
Stadtregierung wie wild an der Ge-
bührenschraube gedreht habe. Das 
Ergebnis sei, dass eingesessene 
Betriebe abwandern und Wien für 
internationale Unternehmen un-
interessant werde: „Deshalb wird 
ein trauriger Rekord von Rot-Grün 
weiter bestehen, nämlich die Re-
kordarbeitslosigkeit in Wien!“

SPÖ-Finanzstadträtin Renate 
Brauner (Bild) redet die Ver-

vierfachung der Schulden der 
Stadt Wien in den letzten zehn 
Jahren als „moderat und verkraft-
bar“ schön. Für die FPÖ ist der 
Rechnungsabschluss 2016 die „Bi-
lanz des rot-grünen Versagens“.

Augen zu, angesichts des Schuldenbergs von sechs Milliarden Euro.

Als Paradebeispiel dieser cha-
otischen Schuldenpolitik nannte 
FPÖ-Klubobmann Dominik Nepp 
den Krankenanstaltenverbund. Das 
vor einem Jahr präsentierte „Spi-
talskonzept 2030“, in das Mil-
lionen Euro an Planungskosten 
geflossen seien, müsse bereits zu-
rückgelegt werden.

„Da explodieren die Kosten für 
die Informationstechnik im KAV 
auf 330 Millionen Euro, aber das 
als ,modernstes Krankenhaus der 
Welt‘ angepriesene KH-Nord kann 
wegen Baumängeln nicht in Be-
trieb gehen“, empörte sich Nepp.

Fo
to

: N
FZ

Ecke Steingasse – Renn-
weg hielt ich ein Taxi an. „Zum 
Schwarzenbergplatz“, sagte ich. 
„Eh nur eine Kurzstrecke.“

„Ned sagn S ,kurz’“, bat mich 
draufhin der Taxler. Ein Wiener 
Taxler! Ich freute mich über den 
echten Dialekt und fragte: „War-
um soll i ned ,kurz’ sagen?“

„Weu mi des an unsern Au-
ßenminister erinnert. I waaß ned, 
wia Sie denken, aber er geht mir 
schwer auf de Nerven. Fast mehr 
als wia de Vassilakou. Er kopiert 
ja in ana Tour den Strache.“

Wir standen bei der Böhmi-
schen Kirche vor einer roten Am-
pel.

„Segn S“, sagte der Taxler, „des 
is de rote Welle von unserer Vize-
bürgermeisterin. Vorn bei der Un-
gargassn wird’s aa rot sein. Und 
der Kurz will die Mittelmeerroute 
aa auf rot stelln. Dass i ned lach.“

Ich musste schmunzeln. Aber 
die Parallele vom Rennweg zum 
Mittelmeer war einleuchtend. 
Übrigens stimmte die Taxler-Pro-
gnose, die Ampeln beim Sacre 
Coeur und bei der Salesianergas-
se waren jeweils rot.

Nach zwei weiteren auf Rot ge-
stellten Kreuzungen stieg ich aus. 

„Fuffzehn“, sagte der Taxler. 
„Wia da fuffzehnte Oktober. Und 
passen S bis dorthin auf, was der 
Kurz sagt. Weu nachher is alles 
anderst.“

Ich gab ihm einen Zwanziger. 
Der Rat war es mir wert.

Kurz-Strecke

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Zum Schul-
schluss in 
Waidhofen hat 
sich FPÖ-Vize-
bürgermeister 
Gottfried Wald-
häusl etwas Be-
sonderes ein-
fallen lassen. 
In der Gymnasiumstraße verteilt er 
am Zeugnistag das Waidhofner Eis 
an alle Schulkinder. „Mit dieser In-
itiative möchte ich allen persönlich 
einen schönen Ferienbeginn wün-
schen“, sagte Waldhäusl. 

Seit vergangener Woche ist die 
Gebarung der Stadtfeuerwehr Ei-
senstadt in den Schlagzeilen. Un-
ter anderem geht es um eine dem 
seinerzeitigen Gerätemeister auf 
Kosten der Feuerwehr zur Verfü-
gung gestellte Dienstwohnung. 
Am Montag fand nun eine Bespre-
chung zwischen dem Feuerwehr-
referenten und LH-Stv. Johann 
Tschürtz und dem Kommandanten 
der Stadtfeuerwehr Eisenstadt, 
Werner Fleischhacker statt. In wei-
terer Folge wird nun eine Prüfung 
des Sachverhaltes durch das Amt 
der Landesregierung erfolgen.

„Altlasten“ prüfen

SALZBURG

NIEDERÖSTERREICH

Süßer Ferienbeginn

Vergangene Woche hat der Ver-
fassungsgerichtshof das neue Salz-
burger Parteienförderungsgesetz 
aufgehoben und damit rückwirkend 
den Freiheitlichen entgangene För-
derungen im sechsstelligen Bereich 
zugesprochen. „Dass diese Geset-
zesänderung ohne jeden Zweifel 
als verfassungswidrig aufgehoben 
werden wird, wusste nicht nur ich, 
sondern war auch all jenen klar, die 
am Gesetzesentwurf mitgewirkt 
und ihm letztlich im Ausschuss und 
im Plenum die Zustimmung erteilt 
haben“, erklärt FPÖ-Landespartei-
sekretär Andreas Hochwimmer. Er 
behält sich in dieser Angelegenheit 
weitere rechtliche Schritte vor. Der 
politische Mitbewerber habe le-
diglich gehofft, dass sich das gan-
ze Verfahren bis über die nächste 
Landtagswahl hinziehen werde und 
so die FPÖ finanziell ausbluten las-
sen könne. 

VfGH bestätigt FPÖ

Vergangenen Donnerstag fand 
mit knapp 80 Delegierten der Be-
zirksparteitag der FPÖ Schwaz 
statt. Der bisherige Bezirksob-
mann Edi Rieger wollte noch vor 
den anstehenden Wahlen die Zügel 
der jungen Generation in die Hand 
geben. Zum Nachfolger wurde der 
junge Zillertaler und Landespartei-
obmann-Stellvertreter Christoph 
Steiner gewählt. In seiner Anspra-
che kündigte er an, mit seinem 
Team „die Partei geeint und hoch 
motiviert in die Wahlen führen zu 
wollen, um das bestmögliche Er-
gebnis zu erzielen und die Partei 
im Bezirk weiter zu stärken.“

Christoph Steiner

TIROL

Junges Team für
FPÖ in Schwaz

G. Waldhäusl

BURGENLAND
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Am 34. Landesjugendtag des  
RFJ Steiermark wurde die 

24-jährige Landtagsabgeordnete 
Liane Moitzi zur neuen Landes-
obfrau gewählt.

Unter dem Motto „RFJ – sonst 
wird sich nie was ändern!“ fand am 
vergangenen Samstag der 34. Lan-
desjugendtag des Rings Freiheitli-
cher Jugend Steiermark in Juden-
burg statt. Unter den 150 Gästen 
befanden sich auch FPÖ-Landes-
parteiobmann Mario Kunasek so-
wie der FPÖ-Spitzenkandidat 
für die Nationalratswahl, Hannes 
Amesbauer.

Neue RFJ-Landesobfrau
Im Zuge des Landesjugendtages 

wurde der bisherige RFJ-Landes-
obmann Stefan Hermann von der 
24-Jährigen Liane Moitzi abgelöst. 
„Der RFJ ist die Kaderschmiede 
der FPÖ Steiermark und soll auch 
künftig eine tragende Säule der frei-

heitlichen Gesinnungsgemeinschaft 
sein. Es ist eine große Herausfor-
derung, die erfolgreiche Arbeit von 
Stefan Hermann fortzusetzen, aber 
mein Team und ich werden diese 
Herausforderung gerne annehmen“, 
erklärte Moitzi in ihrer Antrittsrede.

Als politische Ziele nannte sie 
unter anderem den Kampf ge-
gen die Überfremdung heimischer 
Schulen, die Aufwertung der Lehre 
in der öffentlichen Wahrnehmung 
sowie die Weiterentwicklung der 
ländlichen Regionen.

Steirische Jugendliche stellen 
Weichen für die Zukunft
34. Landesjugendtag: Liane Moitzi neue Obfrau des RFJ-Steiermark

Im Burgenland werden ab dem 1. 
Juli 2017 erstmals Förderungen für 
Unternehmen, die Schülern Plätze 
für Pflichtpraktika zur Verfügung 
stellen, vergeben. Die Idee für die 
Initiative hatte der Landesobmann 
des Rings Freiheitlicher Jugend, 
Konstantin Langhans. Laut ihm sei 
es für Jugendliche, die im Rahmen 

ihrer Ausbildung ein Praktikum ab-
solvieren müssen, oft schwer, ei-
nen Platz zu finden. Für die Initi-
ative sind 300.000 Euro reserviert. 
Die Voraussetzungen: Das privat-
wirtschaftliche Unternehmen muss 
seinen Sitz oder eine permanente 
Betriebsstätte im Burgenland ha-
ben, und die Schüler müssen eine 
berufsbildende höhere oder mitt-
lere Schule besuchen und aus dem 
Burgenland stammen. 

Laut dem FPÖ-Wirtschaftslan-
desrat Alexander Petschnig gebe 
es bei den Unternehmen oft Vorbe-
halte gegenüber Praktika aufgrund 
des erhöhten Kosten- und Zeitauf-
wands. „Dieser besonders für die 
jungen Menschen nachteiligen Ent-
wicklung wird mit der Umsetzung 
unserer neuen Förderrichtlinie ent-
gegengewirkt. Das Wirtschaftsser-
vice Burgenland (WIBuG) erhält 
eine Generalvollmacht zur Förder-
abwicklung, sodass Förderwerber 
schnell und unbürokratisch zu ih-
rem Geld kommen“, so Petschnig. 

Landesrat Petschnig fördert 
Praktika für Schüler.

Förderung von Praktika
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Liane Moitzi (Bildmitte) und der erfolgreiche RFJ-Steiermark.
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Sozialer Wohnbau: Die
Kostentreiber stoppen 
Oberösterreich will ausufernde Normen und Auflagen durchforsten

Reduziert man allein die Vor-
schriften mancher Ausstattungen 
wie Barrierefreiheit, Brandschutz, 
aber auch mechanischer Lüftung 
oder überbordender Fluchtwegs-
längen auf ein sinnvolles Maß, 
könnten die Wohnungskosten um 
20 bis 30 Prozent verringert wer-
den. Das ergab eine Studie der TU 
Graz im Auftrag von FPÖ-Landes-
hauptmannstellvertreter Manfred 

Haimbuchner: „Wir müssen ohne 
Tabus daran gehen, die gesetzli-
chen Rahmbedingungen zu ändern, 
Normen weiter entschärfen und 
entwirren. Ziel ist es, auf ein ver-
nünftiges Maß zu reduzieren.“

Differenzierte Auflagen
Vor allem die immer strengeren 

Vorschriften zu Brandschutz und 
Barrierefreiheit stellen die größ-
ten Kostentreiber dar. „In Städten 
könnte man durchaus nur 20 Pro-
zent der Gebäude barrierefrei ge-
stalten – mit Extraausstattungen 
zur Erleichterung für ältere oder 
behinderte Menschen“, betonte 

Die Baukosten und Baupreise 
sind einem stetigen Anstieg 

unterworfen. Hauptgrund dafür 
sind die immer schärfer werden-
den Normen und Auflagen.

Haimbuchner. Denkbar wäre es, 
verschiedene Arten des sozialen 
Wohnbaus zu errichten: barrierefrei 
und mit Lift und/oder mit Vollaus-
stattung. „Wer sich das aber nicht 
leisten kann und will, soll ebenso 
ein Billigangebot haben können. 
Nur so kann sozialer Wohnbau und 
leistbarer Wohnraum mittel- und 
langfristig gewährleistet werden“, 
erklärte der FPÖ-Landeshaupt-
mannstellvertreter.

Ziel sei es, mit der stabilen 
Neubauleistung von rund 2.500 
Wohneinheiten in Oberösterreich 
leistbaren Wohnraum zur Verfü-
gung zu stellen.
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Die steigenden Sozialkosten 
belasten zunehmend die Haus-
halte. Ein wesentlicher Teil dieser 
Kostenexplosion resultiert aus 
der steigenden Anzahl von Asyl-
berechtigten in der Mindestsiche-
rung. Wir haben daher in Oberös-
terreich auf freiheitliche Initiative 
hin bereits im vergangenen Jahr 
eine Kürzung der Leistungen für 
Asylberechtigte umgesetzt. 

Nun folgte der nächste Reform-
schritt: Der oberösterreichische 
Landtag beschloss am 8. Juni mit 
den Stimmen der FPÖ die Decke-
lung der Mindestsicherung auf 
monatlich 1.500 Euro. Die Min-
destsicherung soll zur kurzfris-
tigen Überbrückung in sozialen 
Notlagen dienen.

Uns geht es vor allem darum, 
dass sich Arbeit wieder lohnt 
und dass auch wieder ein deut-
licher Anreiz zur Arbeit besteht. 
Als einziges Bundesland ma-
chen wir es daher möglich, zur 
Mindestsicherung in bestimmter 
Höhe dazuzuverdienen. So hat 
eine Person, die sich aktiv um 
eine Reintegration in den Arbeits-
markt bemüht, am Monatsende 
mehr in der Haushaltskasse als 
ein Mindestsicherungsbezieher 
ohne Arbeitsleistung. 

Natürlich wurden für besonde-
re Härtefälle Ausnahmeregelun-
gen geschaffen. Vom Deckel aus-
genommen sind beispielsweise 
pflegebedürftige, beeinträchtigte 
oder arbeitsunfähige Personen 
und Alleinerziehende. Nur durch 
den entschiedenen Einsatz der 
FPÖ gibt es in Oberösterreich 
bereits die zweite große Reform 
innerhalb eines Jahres im Sozial-
bereich. Dadurch übernimmt un-
ser Land eine Vorreiterrolle, die 
es ohne uns nicht gegeben hätte.

Arbeit muss sich lohnen

Manfred Haimbuchner
FPÖ-Landesparteiobmann Oberösterreich
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Länder

LÄNDER-
SACHE

Der Wildwuchs bei Normen und Auflagen lässt die Baupreise steigen und verteuert damit das Wohnen.

OBERÖSTERREICH



14 Neue Freie Zeitung

Andreas Rabl 
in die Offensi-
ve. Per Inserat 
machte er die 
Polizei und den 
Verfassungs-
schutz auf 
radikal- is la-
mistische Ten-
denzen in zwei 

Welser Moscheen aufmerksam. 
Aber als Parallele zu Wien wiegelt 
in Wels der Polizeichef ab.

Weil die Chefs von 
SPÖ und ÖVP schon 
seit Wochen im Dauer-
wahlkampfeinsatz sind, 
machen sich die Medien 
bereits Sorgen, wann die 
FPÖ denn ihren Wahl-
kampf eröffnet. Laut den 
von der Tageszeitung 
„Österreich“  zitierten 
„FPÖ-Insidern“  soll es 
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Kein Antritt bei der Nationalratswahl

Team Stronach wirft
endgültig das Handtuch

Sicherheitspaket doch nicht im Ministerrat

Parlaments-Kehraus 
mit Bildungsbeschluss Prag. „Ich mag 

die Grünen 
nicht“, hatte 
der tschechi-
sche Präsident 
Milos Zeman 
einst zu Norbert Hofer ge-

sagt. Dennoch empfing er 

Bundespräsident Van der 

Bellen am Dienstag in Prag.  

Er scherzte über eine Wie-

dergeburt der Donaumonar-

chie, eine Teilnahme am Wirt-

schaftsforum sagte er ab.

VdB besucht Gegner
von Grünen in Prag

Wien. Alles hat ein Ende, so 

auch das Team Stronach. Wie 

am Dienstag bekannt wurde, 

wird die 2012 gegründete 

Partei definitiv nicht bei der 

Nationalratswahl im Herbst 

antreten. Parteigründer 

Frank Stronach hatte bereits 

angekündigt, weder seinen 

Namen noch Geld hergeben 

zu wollen. In einer internen 

Sitzung wurde schließlich 

beschlossen, die Partei nicht 

umzubenennen und mit 

Ende des Jahres aufzulösen. 

Klubobmann Robert Lugar 

will sein Glück dennoch al-

leine versuchen – in welcher 

Form, lässt er noch offen. 

Aber: „Ich werde auf jeden 

Fall kandidieren.“

Wien. Heute und morgen 

geht im Parlament die letzte 

große Sitzung vor dem Umbau 

über die Bühne. Be-

schlossen wird die Bil-

dungsreform mit der 

Schulautonomie, die 

Aktion 20.000 mit Maß-

nahmen für ältere 

 Arbeitnehmer und der Be-

schäftigungsbonus. Am 

13. Juli findet noch eine Sit-

zung statt, in der die Auflö-

sung des Nationalrats be-

schlossen wird. Vor der morgi-

gen Sitzung gibt es 

 einen  Ministerrat. 

Trotz Drängens der 

ÖVP steht das Anti-Ter-

ror-Paket nicht auf der 

Tagesordnung.

 Die Partei in ihrer bestehenden 

Form soll mit Ende des Jahres 

aufgelöst werden. 

POLITIK IN KÜRZE

Robert Lugar auf Solopfaden.

Folgen Sie auf Twitter: @isabelledaniel

Politik-Insider
IsaBEllE DaNIEl

Pläne. Der-
zeit läuft es 

für die FPÖ – über lange 

Zeit Nummer 1 – in den 

Umfragen mehr schlecht 

als recht. Trotzdem scheint 

die FPÖ-Spitze momentan 

ungewohnt gelassen.
Das hängt wohl auch mit 

dem blauen Wahlkampf-

chef Herbert Kickl zusam-

men. Der FPÖ-Generalse-

kretär will schließlich erst 

einen möglichst späten 

Wahlkampfstart für FPÖ-

Chef Heinz-Christian Stra-

che. Dieser solle derzeit 

eher mit unpolitischen Ak-

tionen (siehe unten) auffal-

len, als bereits in den Wahl-

kampfring gegen SPÖ-Kanz-

ler Christian Kern und VP-

Herausforderer Sebastian 

Kurz zu treten.

Duell. Ab Anfang Septem-

ber soll dann die blaue 

Wahlkampfmaschinerie 

voll anlaufen. Dabei soll es 

angeblich „keine weiteren 

Zuspitzungen beim Flücht-

lingsthema geben“, behaup-

tet ein FPÖ-Insider. Viel-

mehr will Strache offenbar 

in die Breite gehen und ver-

suchen, SPÖ-affine Wähler 

mit sozialpolitischen Forde-

rungen zu locken und die 

Abwanderung der blauen 

Wähler hin zu Kurz zu stop-

pen, indem er ihn zeitweise 

„als unseren besten Mann 

in der Regierung zu Tode 

umarmt“, kündigt ein FPÖ-

Stratege an.
Die FPÖ will jedenfalls 

keinen Dreikampf, sondern 

ein „Duell Strache gegen 

Kurz“. Ob das gelingt?

FPÖ plant späten Wahlkampfstart 

und dann nur ein »Duell mit Kurz«

Blaue

Es ist noch nicht die letzte Sit-

zung, aber die letzte mit großen 

Beschlüssen.

Wien. Peter Pilz wurde aus 

dem Parlament gewählt, 

eine andere hat gute Chan-

cen, einzuziehen. Die bur-

genländische Kleinbäuerin 

Irmi Salzer kandidiert auf 

Listenplatz 7 der Grünen. Sie 

hat sich als Kämpferin gegen 

CETA einen Namen gemacht. 

Die studierte Landschafts-

planerin kämpft seit 2014 

gegen den Handelspakt und 

war aktiv am Erfolg des CE-

TA-Volksbegehrens beteiligt.

„CETA wird eines meiner 

wichtigsten Wahlkampfthe-

men“, sagt die 46-jährige 

dreifache Mutter zu ÖSTER-

REICH. „Wir wollen die Rati-

fizierung durch den Natio-

nalrat verhindern.“
In der aktuellen Research-

Affairs-Umfrage für ÖSTER-

REICH (13. bis 15. Juni, 600 

Online-Interviews) sprechen 

sich 60 % für eine Volksab-

stimmung über CETA aus. 

61 % der Befragten würden 

gegen den Handelspakt mit 

Kanada stimmen. (knd)

Bäuerin Salzer auf grüner Liste – 60 % für Volksabstimmung

Grüne Newcomerin 
kämpft gegen CETA

Irmi Salzer hat gute Chancen, 

ins Parlament zu ziehen. Sie will 

den CETA-Pakt verhindern.

FP-Chef Stra-

che mit FP-
General Her-

bert Kickl.

CETA-Volksabstimmung
60 % sprechen sich für eine 

CETA-Volksabstimmung aus.

Wie würden Sie stimmen?
61 % würden gegen den Han-

delspakt stimmen, 18 % dafür.

Patenschaft. FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache und sei-

ne Frau Philippa übernahmen am Dienstag eine Tierpaten-

schaft in Schönbrunn für die Giraffendamen „Fleur“ und 

„Sofie“. Die beiden wollen wie er „hoch hinaus“, so Strache.

Foto des Tages

Irmi Salzer.
Neue Grüne:
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Abschluss.  
Das Vermögen 
des Bundes 
wächst. Es be-
trug laut Bun-
desrechnungs-
abschluss 91,653 Mrd. Euro. 

Das sind 3,925 Mrd. Euro 

(4,5 Prozent) mehr als ein 

Jahr zuvor. angestiegen 

sind etwa die liquiden Mittel 

und die Beteiligungen, aller-

dings auch die Fremdmittel, 

also etwa Finanzschulden.

Vermögen des 
Bundes wächst

Vor der morgigen Sitzung 

gibt es wieder einmal einen 

Ministerrat. Trotz Drängens 

der ÖVP steht das Anti-Ter-

ror-Paket nicht auf der Ta-

gesordnung.

POLITIK IN KÜRZE

Hohes Haus vor der Sanierung.

Das beste Wetter auf
Holen Sie sich die beste Wettervorhersage direkt auf Ihr Handy. Als mobile Seite oder App.

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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Lust und Liebe

PROF. DR. GERTI SENGER

Gmunden
In Bad Goisern wurde

nach 750Tagen Bauzeit
das neue Kraftwerk der
Energie AG eröffnet. Es ist
ein Ersatzneubau und lie-
fert Strom für 3700
Haushalte im Jahr – das
ist achtmal so viel wie das
alte Kraftwerk.

Kirchdorf
Die festliche Eröffnung

des neuen Singletrails, ei-
ner Mountainbikestrecke
auf derWurzeralm in Spi-
tal am Pyhrn, wurde auf
15. Juli verschoben.

Ein Inserat der FPÖ Wels

ließ vergangene Woche die

Alarmglocken bei der städ-

tischen ÖVP schrillen: Von

Hinterhofmoscheen mit ra-

dikal-islamischen Tenden-

zen war dort die Rede. Wie

berichtet, stuft Bürgermeis-

ter Andreas Rabl (FP) die

Moscheen zweier Vereine in

der Bahnhof- und der Lin-

denstraße als Gefährdungs-

potenziale ein. Stadtpolizei-

kommandant Klaus Hübner

hat zwar kürzlich in einem

Moscheen-Alarm ist für
Polizeichef nur Politikum

Welser Parteien sehenGefährdung

TV-Interview erklärt, dass

sich auch in Wels islamisti-

sche Gefährder aufhalten

könnten, auf „Krone“-

Nachfrage winkt er im Be-

zug auf die Moscheen aber

ab. „Für mich ist diese Dis-

kussion ein reines Politikum
und nicht nachvollziehbar.

Die Forderung, dass der

Verfassungsschutz wieder

von Linz nach Wels verla-

gert werden soll, ist nett. Ich

glaube aber nicht, dass das

passieren wird“, soHübner.

AmDonnerstag wird ausgezeichnet:

Die Suche nach den
besten Gemeinden
Mit mehr als 7000 Einreichungen im

Vorjahr wurde

der „Österreichische Gemeindepreis“
ein voller Erfolg

und startete mit 1. März gleich in die
zweite Runde. Für

das Rennen um den Bundesländerpre
is haben sich die

Gemeinden Engerwitzdorf, Hallstatt
und Munderfing

nominiert. AmDonnerstag werden die
Preise verliehen.

Das Innenministe-
rium und der österrei-
chische Gemeinde-
bund holen wieder
jene Gemeinden vor
den Vorhang, die Au-
ßergewöhnliches ge-
leistet haben. Beson-
ders die Bewohner
aus den Gemeinden
Munderfing, Hall-
statt und Engerwitz-
dorf haben beim On-
line-Voting kräftig
mitgestimmt und ihre
Gemeinden somit für
den Bundesländer-
preis nominiert.
Hallstatts Bürgermeister

Alexander Scheutz zeigt sich

überrascht: „Von unserer

Alexander Scheutz MartinVoggenberger Herbert Fürst

Nominierung habe
ich aus den Medien
erfahren. Ich war er-
staunt, dass so viele
Bewohner für uns ge-
votet haben.“
Herbert Fürst, Bür-
germeister von En-
gerwitzdorf, ging es
ähnlich: „Mich haben
die Leute auf der
Straße angesprochen
und mir von ihren
Voting-Berichten er-
zählt. Das ist eine be-
sondere Ehre!“ Und
in Munderfing ist

sich Bürgermeister Martin

Voggenberger sicher: „Wir

haben viel Vorarbeit geleis-

tet, jetzt wird geerntet!“ KS

Derzeit leben knapp 10.000 Personen in der Innenstadt Steigerung um 2000 angestrebt Befragung läuft nun an

Wels will mehr Bürger im Zentrum ansiedeln
Geschätzt 10.000 Menschen wohnen

in der Welser

Innenstadt. In Zukunft sollen es bed
eutend mehr sein.

In den nächsten Jahren sollen sich zu
sätzlich rund 2000

Personen ansiedeln. Um das zu erreich
en und die Innen-

stadt aufzuwerten, lässt die Stadt nu
n eine Potenzial-

analyse erstellen und befragt dazu alle
Hauseigentümer.

Wie wird Ihre Liegen-

schaft genutzt? Besteht

Interesse, zukünftig in Ihre

Liegenschaft zu investieren?

Wollen Sie ihre Liegen-

schaft verkaufen? Diese und

noch mehr Fragen bekom-

men ab heute jene Personen

gestellt, die 25 oder mehr

Prozent eines Gebäudes in

der Welser Innenstadt besit-

zen. Knapp 2000 Fragebö-

gen werden von der CIMA
Beratung und Management

GmbH im Auftrag der Stadt

Wels also ausgesandt.
Ziel ist, sich einen Über-

blick über das schlummern-

de Potenzial in der Welser

Innenstadt zu verschaffen.

„Wir möchten das Zentrum
verdichten. Es sollen mehr

Personen dort wohnen,

mehr Jobs geboten und die

ganze Situation attraktiviert

werden“, erhofft sich Stadt-

entwicklungsreferent Peter

Lehner (VP) viele Rückmel-

dungen. Im Areal zwischen

Westbahn, Lokalbahn, Ost-

tangente und Traunufer sol-

len in den nächsten fünf bis

zehn Jahren 2000 zusätzli-

che Bewohner angesiedelt

werden. Besonders auch die

schwer vermittelbaren Ge-

schäftsflächen in den C- und

D-Lagen sollen einem neuen

Zweck zugeführt werden.

Vizebürgermeisterin Christa

Raggl-Mühlberger (FP) legt

außerdem
Wert auf zu-
sätzliche Er-
holungsflä-

chen und Parks. Verkehrs-

stadtrat Klaus Hoflehner

(SP) gibt zu bedenken, dass

auch die Mobilität bei at-

traktiven Städten eine wich-

tige Rolle spielt und setzt auf

„Nachbarschaftshilfe“:

„Wir können hier ein großes

Wissenspotenzial aus Steyr

als Hintergrund nutzen.“
Im September sollen die

Ergebnisse der Hauseigentü-

mer-Befragung jedenfalls

vorliegen. SimoneWaldl

DieWelser Innenstadt soll in Zukunft attraktiver werden – zumArbeiten und zumWohnen

Ausflugsziel eröffnet

174 Jahre alte
Alm renoviert
Nach einer umfassen-
den Renovierung wurde
die 174 Jahre alte Eben-
forstalm im Reichramin-
ger Hintergebirge eröff-
net.RundeinehalbeMil-
lion € sind in einen Zu-
bau, den Ausbau des
Dachgeschoßes mit
Nächtigungsmöglich-
keit, Photo-
voltaik oder
Sanitäranla-
gengeflossen.

Extrem
Wir (47/49, 18 Jahre

verheiratet) hatten immer
normalen Sex, sprich ein-
mal die Woche. Plötzlich
ist meine Frau wie ausge-
wechselt. Sie will dauernd
und ist auch zu Sachen be-
reit, die sie früher abge-
lehnt hat. Am Anfang war
ich von Ihrer Veränderung
sehr begeistert, aber jetzt
ist mir alles zu viel. Unter
Druck habe ich sie einmal
so verletzend zurückge-
wiesen, dass sie seither viel
weint.

Hinter einer radikalen
Veränderung sexueller Ge-
wohnheiten und Tränen
steckt natürlich etwas.
Könnte es sein, dass es einen
anderen Mann gibt, der sich
für Ihre Frau interessiert?
Will sie mehr Platz in Ihrem
Leben haben, sodass ihr ver-
stärkter Wunsch nach Sex
ein Versuch ist, Ihnen emo-
tional näherzukommen?
Womöglich hat nicht Ihre
Frau ein verstecktes Prob-
lem, sondern Sie. Ohne eine
offene Aussprache werden
Sie nicht weiterkommen.

Bares
Seit ich mit meinem

Freund zusammenlebe,
weiß ich, dass er von sei-
nem Gehaltskonto fast das
ganze Geld abhebt. Er ver-
staut es zu Hause in einer
versperrbaren Schreib-
tischlade. Sämtliche Aus-
gaben bezahlt er bar. Auf
meine Frage, warum er für
Ausgaben nicht eine Kre-
ditkarte benutzt, meinte
er, nur Bares ist Wahres. Er
ist ein ausgesprochen mo-
derner Typ, und diese Ein-
stellung passt nicht zu
ihm.

Vielleicht geben Ihrem
Freund die greifbaren Geld-
scheine mehr Sicherheitsge-
fühl, als würde er sein Geld
der Bank überlassen. Als
„moderner Typ“ wird er sich
das vielleicht nicht einge-

stehen. Für sein Verhalten
gibt es sicher Erfahrungen
aus seiner Herkunftsfamilie
und Lebensgeschichte.

Vibrator
Vor Jahren hatte ich ei-

nen Vibrator, mit dem ich
zum Orgasmus kommen
konnte. Durch die Liebe zu
meinemMann habe ich den
Vibrator weggeworfen,
aber auch nie mehr wieder
einen Höhepunkt erlebt.
Ich habe das meinem Mann
gestanden. Weil ich seinet-
wegen nicht auf einen Hö-
hepunkt verzichten soll,
war er sofort bereit, wie-
der einen Vibrator zu be-
sorgen. Ich geniere mich
aber vor ihm, beim Vibra-
torkauf dabei zu sein.

Gehen Sie alleine in eines
der Geschäfte, die darauf
spezialisiert sind, Frauen zu
beraten, welche Art Vibrati-
on Sie für einen Orgasmus
brauchen. Wenn das Ihr
Mann für Sie übernimmt,
kommt er womöglich mit
einem unpassenden Teil
nach Hause, und Sie sind
beide enttäuscht.

Wahn
Seit einem Jahr ist mein

Freund (57) depressiv. Da-
zu kommt, dass er glaubt,
seine Nachbarin beobachte
ihn. Er glaubt, dass dahin-
ter ein abgekartetes Spiel
mit seinem Vorgesetzten
steckt, der ihm die Wahr-
heit über eine bevorste-
hende Kündigung nicht sa-
gen will. Beweise dafür fo-
tografiert er, zum Beispiel
Werbematerial, das nicht
in seinem Briefkasten, son-
dern als Zeichen seiner be-
vorstehenden Niederlage
am Boden liegt.

Ich habe den Eindruck,
dass Ihr Freund – vielleicht –
im Zuge seiner Depression
an einer systematisierten
Wahnstörung leidet. Sorgen
Sie dringend dafür, dass er
fachärztlich (Psychiater) be-
handelt wird!
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Bezirk

UrfahrUmgebung

Gmunden
Bezirk

Braunau
Bezirk

am
Inn

Stadt Wels

Steyr Land
Bezirk

AUS DEN
BEZIRKEN
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Medien

GEZWITSCHER

einen „späten Start“ mit Haupt-
gegner Kurz geben, um die Ab-

wanderung blauer 
Wähler zur ÖVP 
zu verhindnern.

Während die 
rot-grüne Wiener 
Stadtregierung isla-
mistische Vereine 
oder Moscheen zu 
verstecken versucht, 
geht der Welser 
FPÖ-Bürgermeister 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Der Versuch des deutschen 
Justizministers, „Hasspos-

tings“ in den sozialen Netzen per 
Gesetz einzudämmen, ist vorerst 
einmal gescheitert.

Gleich acht der zehn vom deut-
schen Bundestag eingeladenen 
Sachverständigen haben das Vor-
haben der schwarz-roten Bundesre-
gierung als verfassungswidrig ein-
geschätzt. Denn gemäß der Vorlage 
müssen die Betreiber der sozialen 
Netzwerke wie Facebook, Twitter 
und andere selbst entscheiden, was 
ein sogenanntes „Hassposting“ ist 
und was noch als Ausdruck der frei-
en Meinungsäußerung zu akzeptie-
ren sei. „Offensichtlich rechtswid-
rige Inhalte“ müssten dann binnen 
24 Stunden sowie andere illegale 
Inhalte, bei denen die Entschei-

dung komplizierter sei, binnen sie-
ben Tagen gelöscht werden.

Angriff auf Meinungsfreiheit
Die von Justizminister Maas an-

gebotene Fristverlängerungen sind 
dem Verband der deutschen Inter-
netwirtschaft (Eco) zu wenig: Die 
erhobenen verfassungsrechtlichen 
Bedenken, ob der Bund über die 

Deutsches Hassposting-Gesetz 
ist „umfassend rechtswidrig“
Experten zerpflücken die Gesetzesvorlage des SPD-Justizministers

nötige Kompetenz zu einem sol-
chen Gesetz überhaupt verfüge, 
bestünden nach wie vor. Die Inte-
ressensvertretung kündigte an, nö-
tigenfalls sogar das deutsche Ver-
fassungsgericht anzurufen. Denn 
in dem Gesetzesvorhaben sieht sie 
einen massiven Eingriff in das ver-
fassungsmäßig garantierte Recht 
auf die freie Meinungsäußerung.
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Wieder hat die Justiz ihren „hu-
manen“ Umgang mit kriminellen 
Asylwerbern an den Tag gelegt. 
Werden Sexualdelikte jetzt wieder 
als „Kavaliersdelikte“ gewertet?

GEFÄLLT MIR

Unglaublich! Was ist nur mit unse-
rer Justiz los?

HC Strache
25.06.2017

1.131 Personen gefällt das.

SPD-Minister Maas muss umstrittenes Gesetz überarbeiten.

Mit Peter #Pilz hat der letzte 
Grüne die @Gruene_Austria ver-
lassen. Was noch übrig bleibt, 
ist ein abgehobener Bobo-Ver-
ein. 

#Kern: „Nun sag, wie hältst du 
es mit der Privatschule?“ 

Zlatan Onkovic
@Zlatan_Onkovic

fluglehrer
@fluglehrer

25.06.17 16:06

25.06.17 08:36

Die Bundes-Grünen folgen dem 
Trend der Wiener Grünen. Den 
„Erfolg“ werden sie am 15. Okto-
ber zu sehen bekommen. 

Reale Bildungspolitik: SPÖ- 
und Grün-Politiker schicken ihre 
Kinder in Privatschulen. Auch 
SPÖ-Kanzler Kerns Tochter geht in 
eine katholische Privatvolksschule.

WHATSAPP
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Ein gelungener Abend für die Veranstalter Jessi Lintl und Karl Baron 
(rechts) wie auch den Jungunternehmer Manuel Hauser (links).

Wenn die freiheitlichen Frauen 
des Bezirkes Schärding einen Aus-
flug ins wunderschöne Mühlviertel 
unternehmen, lässt auch das Wet-
ter keine Wünsche übrig. Bezirks-
frauenreferentin Marianne Hacker 
konnte dabei wieder zahlreiche in-
teressierte Damen begrüßen.

In Helfenberg durften sie sich 
von der Verarbeitung der Naturfa-
ser Flachs bis zur Produktion der 

maßgeschneiderten Jeans einen 
Einblick verschaffen. Nach dem 
Mittagessen ging es weiter zur 
einzigen österreichischen Bons-
ai–Schule nach Sarleinsbach. Dort 
führte der Firmenchef persönlich 
die Damen durch die Schau mit 
mehr als 12.000 Miniaturbäumen – 
beeindruckend dabei, dass es sich 
vorwiegend um heimische Baums-
orten handelt.

Die aktiven freiheitlichen Damen des IFF Schärding zog es beim dies-
jährigen Sommerausflug ins malerische Mühlviertel.

FPÖ pro Mittelstand
forciert Jungunternehmer

IFF Schärding zu Besuch
im Mühlviertel

Vergangene Woche folgten mehr 
als 40 interessierte Jungunter-
nehmer der Einladung der „Frei-
heitlichen Wirtschaft – FPÖ pro 
Mittelstand“ zur Veranstaltung 
„Traditionsbetrieb trifft Jungunter-
nehmer“ in den „Flagship Store“ 
der Augarten Porzellanmanufak-
tur. Organisiert und geleitet wurde 
der exklusive Abend von der Na-

tionalratsabgeordneten Jessi Lintl, 
Vorstandsmitglied von „FPÖ pro 
Mittelstand“ sowie dem Landtags-
abgeordneten und Präsidenten von 
„FPÖ pro Mittelstand“, Karl Baron.

Im Zuge dieses Abends präsen-
tierte der Jungunternehmer Manuel 
Hauser sein Jungunternehmen, das 
mittlerweile große Erfolge im On-
linehandel verzeichnen konnte. 
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Würdige Ehrung Monteverdis zum 450. Geburtstag 
Venedig: Verdienter Jubel für „Die Krönung der Poppäa“ im Teatro La Fenice

Richardot und Silvia Frigato (je-
weils in mehreren Rollen) reihen 
sich in das hohe Niveau ein, das 
auch von den übrigen Solisten und 
dem Monteverdi Choir gehalten 
wird. Nicht unerwähnt bleiben dür-
fen die komischen bzw. grotesken 
Facetten, die Francesca Boncom-
pagni (Damigella) und Michael 
Czerniawski (Nutrice) beisteuern. 
Und über dem Ganzen waltet sou-

verän und unaufgeregt Sir Eliot 
Gardiner. Die Begeisterung der 
aus aller Welt angereisten Musik-
freunde war groß. Und in ihr klang 
wohl auch der Dank an den Divino 
Claudio mit, den Gründervater der 
Oper, einer Kunstform, an der sich 
mehr als ein Dutzend Generationen 
delektieren konnten, einer Kunst-
form, die wir vermutlich aber be-
reits verspielt haben.                      flp

Eliot Gardiner zelebrierte in Venedig Monteverdis 450. Geburtstag.

Claudio Montverdi (1567-1643) 
hat in den letzten 70 Jahren auf er-
staunliche Weise Karriere gemacht. 
Nikolaus Harnoncourt erzählte 
gerne, den Namen während sei-
nes Studiums nie gehört zu haben. 
Dann tauchte der Komponist auf 
wie ein wohlbekannter „Wiederan-
kömmling aus dem Schoß der Ge-
schichte“, parallel zu den Anfängen 
der Originalklang-Bewegung. Und 
heuer, da sich dessen Geburtstag 
zum 450. Mal jährt, wird er welt-
weit abgefeiert.

Gardiners Triologie
Ein Höhepunkt der Feierlichkei-

ten ist die Aufführungsserie seiner 
drei erhaltenen Opern, die Sir John 
Eliot Gardiner und sein Ensemble 
zu allen bedeutenden europäischen 
Musikfestivals führt und dann in 
New York und Chicago zu Ende 
geht. Der Anfang wurde in Venedig 
gemacht. Im prächtigen Rahmen 
des Teatro La Fenice gelangte eine 
halbszenische Version (Regie: Elsa 
Rooke und Sir John Eliot selbst) 

der  „Incoronazione di Poppea“ in 
der Fassung von Clifford Bartlett 
zur Aufführung. Zwei Dutzend ex-
zellenter Musiker – die English Ba-
roque Soloists – spielen auf einem 
Podium, das vor und hinter dem 
Orchester Platz für eine Andeutung 
der Handlung lässt.

Fest der Countertenöre
An der Spitze des Solistenen-

sembles stehen zwei ganz au-
ßergewöhnliche Countertenöre: 
Kangmin Justin Kim (Nerone) 
mit engelhafter Stimme, ganz in 
der Tradition eines Alfred Deller, 
und Carlo Vistoli (Ottone) mit ver-
gleichsweise geradezu irdischem 
Timbre. Hana Blažikova (Poppea) 
macht mit der Süße ihres Soprans 
beinahe vergessen, dass die Poppea 
(auch) berechnend ist.

Zutiefst berührend gestaltet Gi-
anluca Buratto mit ebenso profun-
dem wie weichem Bass die Szenen 
des Seneca. Marianna Pizzolato 
(Ottavia) überzeugt mit dramati-
scher Attacke. Anna Dennis, Lucile 
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INFO - KOMPAKT
Die Freiheitliche Partei Österreichs 

Als politisch interessierter Bürger stößt man unweigerlich auf unterschiedli-
che Fragen zur Organisation und zum Programm der FPÖ. Beispiele sind:

• Wie hat sich die FPÖ historisch entwickelt?
• Wie ist die FPÖ organisatorisch aufgebaut?
• Wie gliedert sich die Partei auf Bundes- und Landesebene?
• Welche Gremien entscheiden in der FPÖ worüber?
• Was sind die Kernpunkte des freiheitlichen Parteiprogramms?
• Wohin kann ich mich auf Bundes-, Landesebene wenden?

Diese und ähnliche Fragen versucht die vorliegende Broschüre knapp und 
übersichtlich – kurzum: kompakt – zu beantworten. Das Hauptaugenmerk 
liegt dabei auf leichter Verständlichkeit und grafischer Anschaulichkeit. 

Mit Ihrer Bestellung erklären Sie sich einverstanden, künftig über Aktivitäten und Neuerscheinungen  
der FPÖ und des FPÖ-Bildungsinstitutes informiert zu werden.

GRATIS zu beziehen über das FPÖ-Bildungsinstitut:  

Friedrich Schmidt Platz 4, 1080 Wien
Telefonisch unter 01/512 35 35-36 oder per Mail: bildungsinstitut@fpoe.at  

Blitzlicht

Sa., 22. Juli 2017
14 Uhr > Gmunden
Areal Seebahnhof
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FAMILIEN

Hüpfburg, Kinderschminken, Bewegungs- und Geschick-
lichkeitsspiele, Bastelstationen und Knackergrillen

Für das
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ABENTEUER FAMILIE
Die Freiheitli

chen OÖ

Eingeladen sind alle Eltern mit 
Kindern & Grosseltern mit Enkerl 
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Fahr mit für 
den guten 

Zweck!

Anschließende Stärkung 

Abfahrt: 10 Uhr  |  PUB Lowlander
Handelsstraße 1, 3130 Herzogenburg

Benefiz
Motorradtour

Samstag, 1. Juli 2017

Pulled Pork Burger & Feuerflecken


